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. EMPFEHLUNGEN FUR ANDERUNGEN

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung einer Aufbau- und Resilienzfazilitit

Anderungsempfehlung 1
COM(2020) 408 final — Erwagungsgrund 3

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Auf Unionsebene bildet das Europdische Semester fiir die
Koordinierung der Wirtschaftspolitik (im Folgenden das
,Europdische Semester?), das auch die Grundsitze der
europdischen Siule sozialer Rechte umfasst, den Rahmen
fur die Ermittlung nationaler Reformpriorititen und die
Uberwachung ihrer Durchfithrung. Die Mitgliedstaaten
entwickeln jeweils ihre eigenen mehrjihrigen Investitions-
strategien, auf die sich diese Reformen stiitzen. Diese
Strategien sollten gemeinsam mit den jahrlichen nationalen
Reformprogrammen unterbreitet werden, damit die vor-
rangigen Investitionsprojekte, die durch nationale und/oder
Unionsmittel unterstiitzt werden sollen, dargelegt und
koordiniert werden kénnen.

Auf Unionsebene bildet das Europiische Semester fiir die
Koordinierung der Wirtschaftspolitik (im Folgenden das
,Europiische Semester), das auch die Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung (SDG) und die Grundsitze der europdischen
Sdule sozialer Rechte umfasst, den Rahmen fir die
Ermittlung nationaler und regionaler Reformpriorititen
und die Uberwachung ihrer Durchfithrung mit Hilfe klarer
nationaler und regionaler Indikatoren. Die Mitgliedstaaten
entwickeln in Zusammenarbeit mit den lokalen und
regionalen Gebietskorperschaften und unter Beriicksich-
tigung der Besonderheiten der verschiedenen Gebiete, die
sie vertreten, jeweils ihre eigenen mehrjihrigen Investi-
tionsstrategien, auf die sich diese Reformen stiitzen. Diese
Strategien werden in Partnerschaft mit den lokalen und
regionalen Gebietskirperschaften auf der Grundlage eines
Verhaltenskodexes mit Leitlinien fiir eine verantwor-
tungsvolle Verwaltung bei der Planung des Wiederaufbaus
und der Projekte entwickelt und sollten gemeinsam mit den
jahrlichen nationalen Reformprogrammen unterbreitet
werden, damit die vorrangigen Investitionsprojekte, die
durch nationale und/oder Unionsmittel unterstiitzt werden
sollen, dargelegt und koordiniert werden konnen. Die
Strategien miissen auch dazu dienen, Unionsmittel in
kohirenter Weise zu nutzen und den Mehrwert der
finanziellen Unterstiitzung — insbesondere aus den
europdischen Struktur- und Investitionsfonds, dem Auf-
baufonds und dem Programm ,InvestEU“ — zu maxi-
mieren.
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Begriindung

Der Inhalt dieses Absatzes sollte an den Verordnungsvorschlag und die interinstitutionelle Vereinbarung tiber das
Programm ,InvestEU“ angeglichen werden, insbesondere im Hinblick auf die Anerkennung der Rolle der lokalen und
regionalen Gebietskorperschaften im Europdischen Semester und die Kohirenz bei der Verwendung der Mittel und
Instrumente der Union. Es sollte auch daran erinnert werden, dass das Semester die SDG umfassen muss.

Anderungsempfehlung 2
COM(2020) 408 final — Erwigungsgrund 4

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Der Ausbruch der COVID-19-Pandemie Anfang 2020 hat
die wirtschaftlichen Aussichten fiir die kommenden Jahre in
der Union und weltweit gedndert; daher ist eine rasche und
koordinierte Reaktion der Union erforderlich, um die
enormen wirtschaftlichen und sozialen Folgen fur alle
Mitgliedstaaten zu bewiltigen. [...] Reformen und Inve-
stitionen zur Behebung struktureller Schwichen der Volks-
wirtschaften und zur Stirkung ihrer Resilienz werden daher
von entscheidender Bedeutung sein, um die Volkswirt-
schaften wieder auf einen nachhaltigen Erholungskurs zu
bringen und eine weitere Vergrofferung der Unterschiede in
der Union zu vermeiden.

Der Ausbruch der COVID-19-Pandemie Anfang 2020 hat
die wirtschaftlichen und sozialen Aussichten fiur die
kommenden Jahre in der Union und weltweit geindert;
daher ist eine rasche und koordinierte Reaktion der Union
erforderlich, um die enormen und je nach Gebiet sehr
unterschiedlichen wirtschaftlichen und sozialen Folgen fiir
alle Mitgliedstaaten zu bewiltigen. [...] Die Unterstiitzung
der EU fiir die Durchfiihrung der Reformen und
Investitionen in den Mitgliedstaaten, die zur Verwirkli-
chung der Ziele der EU, zur Behebung struktureller
Schwichen der Volkswirtschaften, zur Stirkung ihrer
Resilienz und zu einem Wirtschaftsmodell im Einklang
mit den Zielen der nachhaltigen Entwicklung und dem
europiischen Griinen Deal beitragen, werden daher von
entscheidender Bedeutung sein, um die Volkswirtschaften
wieder auf einen nachhaltigen und solidarischen Erho-
lungskurs zu bringen, den wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalt zu stirken und eine weitere
Vergroferung der Unterschiede in der Union zu vermeiden.

Begriindung

Artikel 175 dritter Absatz AEUV bildet die Rechtsgrundlage des Verordnungsvorschlags. Deshalb muss der Zusammenhalt

unbedingt unter den Zielen aufgefithrt werden.

Anderungsempfehlung 3
COM(2020) 408 final — Erwdgungsgrund 5

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Die Durchfiihrung von Reformen, die zu einem hohen
Maf an Resilienz der heimischen Volkswirtschaften, zur
Starkung der Anpassungsfihigkeit und zur ErschliefSung
des Wachstumspotenzials beitragen, gehort zu den poli-
tischen Priorititen der Union. Diese Reformen sind daher
von entscheidender Bedeutung fiir einen nachhaltigen
Wirtschaftsaufschwung und das Erreichen einer wirt-
schaftlichen und sozialen Aufwirtskonvergenz. Nach der
Pandemie ist dies umso notwendiger, um den Weg fiir eine
rasche Erholung zu ebnen.

Begriindung

Der Erwidgungsgrund ist in Bezug auf den vorhergehenden redundant.

C 440[161



C 440[162

Amtsblatt der Europdischen Union

Anderungsempfehlung 4
COM(2020) 408 final — Erwagungsgrund 6

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, dass in
Krisenzeiten Investitionen oft drastisch gekiirzt werden.
Es ist jedoch gerade in dieser Ausnahmesituation wichtig,
Investitionen zu fordern, um den Aufschwung zu
beschleunigen und das langfristige Wachstumspotenzial
zu stirken. Investitionen in umweltfreundliche und
digitale Technologien, Kapazititen und Prozesse zur
Unterstiitzung der Energiewende, zur Steigerung der
Energieeffizienz im Wohnungsbau und in anderen Schliis-
selsektoren der Wirtschaft tragen zur Schaffung von
nachhaltigem Wachstum und Arbeitsplitzen bei. Die
dadurch entstehende Diversifizierung der wichtigsten
Lieferketten wird auflerdem dazu beitragen, die Union
widerstandsfahiger und weniger abhingig zu machen.

Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, dass in
Krisenzeiten Investitionen oft drastisch gekiirzt werden.
Das betrifft auch die meisten der von den lokalen und
regionalen Gebietskorperschaften getitigten Investitio-
nen — mit verheerenden Folgen fiir die wirtschaftliche
Entwicklung und den wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalt. Um die Ziele des euro-
pdischen Griinen Deals zu verwirklichen, nachhaltiges
und solidarisches Wachstum zu erreichen, die Infra-
struktur fiir grundlegende Dienstleistungen fiir die
Bevilkerung zu stirken und zur Schaffung von Arbeits-
plitzen beizutragen, ist es jedoch wichtig, Investitionen in
Projekte auf der Grundlage der nachhaltigen Entwicklung,
der Verbesserung der Lebensqualitit und der Bildung, der
wissensbasierten Wirtschaft und zur Begleitung des
digitalen Wandels und der Energiewende, insbesondere
zur Steigerung der Energieeffizienz im Wohnungsbau,
anzukurbeln. Die durch diese Investitionen entstchende
Diversifizierung der wichtigsten Lieferketten wird aufSerdem
dazu beitragen, die Union widerstandsfahiger und weniger
abhingig zu machen.

Begriindung

Die lokalen und regionalen Gebietskorperschaften sind fir tiber die Hilfte der offentlichen Investitionen in der EU
verantwortlich. Sie sind von den Investitionskiirzungen in Krisenzeiten besonders betroffen. Es erscheint auch wichtig, auf
die verheerenden Folgen dieser fehlenden Investitionen hinzuweisen.

Anderungsempfehlung 5
COM(2020) 408 final — Erwégungsgrund 7

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Derzeit gibt es kein Instrument, das eine direkte
finanzielle Unterstiitzung fiir das Erreichen von Erge-
bnissen und fiir Reformen und offentliche Investitionen
der Mitgliedstaaten vorsieht, welche als Reaktion auf die
im Rahmen des Europdischen Semesters ermittelten
Herausforderungen durchgefiihrt werden und sich dauer-
haft auf die Produktivitit und Resilienz der Wirtschaft
der Mitgliedstaaten auswirken sollen.

Begriindung

Diese Aussage ist besonders im Hinblick auf die Rolle der europdischen Struktur- und Investitionsfonds bei der Bewiltigung
der im Rahmen des Europdischen Semesters ermittelten Probleme strittig.
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Anderungsempfehlung 6
COM(2020) 408 final — Erwagungsgrund 8

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, den derzeitigen
Rahmen fiir die Unterstiitzung der Mitgliedstaaten zu
stairken und die Mitgliedstaaten mittels eines innovativen
Instruments direkt finanziell zu unterstiitzen. Zu diesem
Zweck sollte im Rahmen dieser Verordnung eine Aufbau-
und Resilienzfazilitit (im Folgenden die ,,Fazilitit“) ein-
gerichtet werden, die wirksame und umfassende finanzielle
Unterstiitzung fiir die schnellere Durchfithrung von Refor-
men und die damit verbundenen 6ffentlichen Investitionen
in den Mitgliedstaaten bereitstellt. Die Fazilitit sollte
umfassend sein und auf den Erfahrungen der Kommission
und der Mitgliedstaaten mit den anderen Instrumenten
und Programmen aufbauen.

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, den derzeitigen
Rahmen fiir die Unterstiitzung der Mitgliedstaaten zu
stitken und die Mitgliedstaaten sowie die lokalen und
regionalen Gebietskorperschaften mittels eines innovativen
Instruments direkt finanziell zu unterstiitzen. Zu diesem
Zweck sollte im Rahmen dieser Verordnung ein Aufbau-
und Resilienzfonds (im Folgenden der ,,Fonds“) einge-
richtet werden, der wirksame und ausreichende finanzielle
Unterstiitzung fiir die schnellere Durchfithrung von Refor-
men und die damit verbundenen 6ffentlichen Investitionen
in den Mitgliedstaaten sowie den lokalen und regionalen
Gebietskorperschaften bereitstellt, insbesondere im Hin-
blick auf die Verwirklichung der Ziele der neuen Strategie
fiir nachhaltiges Wachstum, die im europdischen Griinen
Deal enthalten ist, und um iiber die Finanzierung einer
regionalen bzw. lokalen Uberwachung sicherzustellen,
dass die Mitgliedstaaten und die lokalen und regionalen
Gebietskorperschaften iiber die erforderlichen Kapaziti-
ten fiir eine koordinierte Reaktion verfiigen.

Begriindung

Die Bezeichnung ,Fazilitit“ erscheint zu technokratisch und ist vor Ort nicht ausreichend verwurzelt. Zudem sind die
lokalen und regionalen Gebietskorperschaften fir mehr als die Halfte der offentlichen Investitionen in der EU
verantwortlich. Sie sind auch Schliisselakteure fiir den Zusammenhalt, fur die Verwirklichung der SDG und fiir den griinen
und den digitalen Wandel. Sie mussen in vollem Umfang von dem Mechanismus profitieren kénnen. Der potenziell

,globale“ Charakter der ,Fazilitit“ ist noch zu kldren.

Anderungsempfehlung 7
COM(2020) 408 final — Erwadgungsgrund 11

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Eingedenk des europdischen Griinen Deals als Strategie fiir
nachhaltiges Wachstum in Europa sowie als konkreter
Ausdruck der Zusagen der Union zur Umsetzung des
Ubereinkommens von Paris und der Ziele der Vereinten
Nationen fiir nachhaltige Entwicklung wird die mit dieser
Verordnung eingerichtete Fazilitit Klimaschutzbelange und
okologische Nachhaltigkeit durchgingig Dberiicksichtigen
und dazu beitragen, das allgemeine Ziel der Verwendung
von 25 % der EU-Ausgaben zur Verwirklichung der Klima-
schutzziele zu erreichen.

Eingedenk des europdischen Griinen Deals als Strategie fiir
nachhaltiges Wachstum in Europa sowie als konkreter
Ausdruck der Zusagen der Union zur Umsetzung des
Ubereinkommens von Paris und der Ziele der Vereinten
Nationen fiir nachhaltige Entwicklung wird der mit dieser
Verordnung eingerichtete Fonds Klimaschutzbelange und
okologische Nachhaltigkeit durchgingig beriicksichtigen
und dazu beitragen, das allgemeine Ziel der Verwendung
von mindestens 30 % der EU-Ausgaben zur Verwirklichung
der Klimaschutzziele zu erreichen. Da der potenzielle
Beitrag einiger EU-Mafnahmen zu diesem Ziel iiber-
schétzt wird (), sollte der Fonds dieses Defizit durch eine
Zweckbindung seiner Ausgaben fiir KlimaschutzmafSnah-
men in Hohe von mindestens 40 % ausgleichen.

()  Siehe diesbeziigliche Analyse des Europdischen Rechnungs-
hofes vom 2. Juli 2020: https://www.eca.europa.eu/Lists/
ECADocuments/RW20_01/RW_Tracking_climate_spen-
ding_DE.pdf
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Begriindung

Damit wird der Standpunkt des AdR bekriftigt, wie er in seiner Entschliefung zum mehrjahrigen Finanzrahmen
2021-2027 vom Oktober 2019 sowie in der Stellungnahme von Herrn Dobroslavi¢ (EVP/HR) zum MFR vom Oktober

2018 zum Ausdruck kam.

Anderungsempfehlung 8
COM(2020) 408 final — Erwagungsgrund 13

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Damit MafSnahmen getroffen werden konnen, die die
Fazilitit mit einer soliden wirtschaftspolitischen Steuer-
ung verkniipfen, sollte im Hinblick auf die Gewdihrlei-
stung einheitlicher Durchfiihrungsbedingungen dem Rat
die Befugnis iibertragen werden, auf Vorschlag der
Kommission im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten
die Frist fiir die Annahme von Beschliissen iiber
Vorschlige fiir Aufbau- und Resilienzpline auszusetzen
und Zahlungen im Rahmen dieser Fazilitit bei erhebli-
chen Verstiflen in den einschligigen Fillen im Zusam-
menhang mit der wirtschaftspolitischen Steuerung gemiif§
der Verordnung (EU) Nr. XXX/XX des Europdischen
Parlaments und des Rates (Dachverordnung) (...) auszu-
setzen. AufSerdem sollte dem Rat im Zusammenhang mit
diesen Fillen die Befugnis iibertragen werden, diese
Aussetzungen im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten
auf Vorschlag der Kommission aufzuheben.

Anderungsempfehlung 9
COM(2020) 408 final — Erwigungsgrund 14

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Das allgemeine Ziel der Fazilitit sollte die Forderung des
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenbhalts
sein. Dafiir sollte sie dazu beitragen, die Resilienz und
Anpassungsfihigkeit der Mitgliedstaaten zu verbessern, die
sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der Krise
abzumildern und den o6kologischen und digitalen Wandel
zu unterstiitzen, die auf die Klimaneutralitit Europas bis
2050 abzielen, um so das Wachstumspotenzial der Volks-
wirtschaften der Union nach der COVID-19-Krise wieder-
herzustellen, Arbeitsplitze zu schaffen und nachhaltiges
Wachstum zu férdern.

Das allgemeine Ziel des Fonds sollte die Forderung des
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts
sein. Daftir sollte er dazu beitragen, die Resilienz der
Mitgliedstaaten und aller Gebiete in der gesamten
Europdischen Union zu verbessern, die — zwischen und
innerhalb der Mitgliedstaaten ungleich verteilten —
sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der Krise
abzumildern und den 6kologischen und digitalen Wandel
zu unterstiitzen, die auf die Verwirklichung der SDG bis
2030 und die Klimaneutralitit Europas bis 2050 abzielen,
um so das Wachstumspotenzial der Volkswirtschaften der
Union nach der COVID-19-Krise wiederherzustellen, Ar-
beitsplitze zu schaffen und nachhaltiges Wachstum zu
fordern.
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Anderungsempfehlung 10
COM(2020) 408 final — Erwagungsgrund 16

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Um den Beitrag zu den Zielen der Fazilitdt zu gewéhrleisten,
sollte der Aufbau- und Resilienzplan ein kohirentes Ganzes
aus Mafnahmen zur Durchfihrung von Reformen und
offentlichen Investitionsprojekten bilden. Der Aufbau- und
Resilienzplan sollte mit den einschldgigen linderspezifi-
schen Herausforderungen und Priorititen, die im Rahmen
des Europdischen Semesters ermittelt wurden, mit den
nationalen Reformprogrammen, den nationalen Energie-
und Klimaplinen, den Plinen fiir einen gerechten Ubergang
und den im Rahmen der Unionsfonds angenommenen
Partnerschaftsvereinbarungen und operationellen Program-
men in Einklang stehen. Um Mafnahmen zu fordern, die
unter die Priorititen des europiischen Griinen Deals und
der Digitalen Agenda fallen, sollte der Plan auch Mafinah-
men umfassen, die fiir den 6kologischen und digitalen
Wandel relevant sind. Die MafSnahmen sollten ein rasches
Erreichen der in den nationalen Energie- und Klimaplinen
und deren Aktualisierungen festgelegten Zielwerte, Ziele
und Beitrige ermdiglichen. Alle geforderten Titigkeiten
sollten unter uneingeschrankter Achtung der klima- und
umweltpolitischen Prioritdten der Union durchgefiihrt
werden.

Um den Beitrag zu den Zielen der Fazilitit zu gewahrleisten,
sollte der Aufbau- und Resilienzplan ein kohirentes,
zielgerichtetes, wirksames und effizientes Ganzes aus
Mafinahmen zur Durchfithrung von Reformen und offent-
lichen Investitionsprojekten bilden. Der Aufbau- und
Resilienzplan sollte mit den einschldgigen linderspezifi-
schen Herausforderungen und Priorititen, die im Rahmen
des Europdischen Semesters ermittelt wurden, mit den
nationalen Reformprogrammen, den nationalen Energie-
und Klimaplédnen, den Plinen fiir einen gerechten Ubergang
und den im Rahmen der Unionsfonds angenommenen
Partnerschaftsvereinbarungen und operationellen Program-
men in Einklang stehen. Ebenfalls in Einklang stehen
sollten die Aufbau- und Resilienzpline mit dem Grund-
satz des europdischen Mehrwerts. Um Mafnahmen zu
fordern, die unter die Prioritdten des europaischen Griinen
Deals, der Digitalen Agenda, der Industrie- und KMU-
Strategien, der europiischen Kompetenzagenda, der Kin-
dergarantie und der Jugendgarantie fallen, sollte der Plan
auch Mafinahmen umfassen, die fiir den 6kologischen und
digitalen Wandel relevant sind. Alle geforderten Tatigkeiten
sollten unter uneingeschrinkter Achtung der klima- und
umweltpolitischen Priorititen der Union durchgefiihrt
werden. Mindestens 40 % der Aufbau- und Resilienzpline
sollten darauf ausgerichtet sein, dass MafSnahmen zum
Schutz des Klimas und der biologischen Vielfalt sowie die
Ziele der okologischen Nachhaltigkeit durchgingig be-
riicksichtigt werden.

Anderungsempfehlung 11
COM(2020) 408 final — Erwigungsgrund 18

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Im Hinblick auf die Vorbereitung und Durchfihrung der
Aufbau- und Resilienzpline der Mitgliedstaaten sollte der
Rat im Rahmen des Europiischen Semesters den Sachstand
bei Aufbau, Resilienz und Anpassungsfihigkeit in der
Union erortern konnen. Um zu gewdhrleisten, dass
ausreichende Nachweise vorliegen, sollte sich diese Disk-
ussion auf die strategischen und analytischen Informatio-
nen der Kommission stiitzen, die im Rahmen des
Europiischen Semesters zur Verfiigung stehen, sowie, falls
verfiigbar, auf Informationen iiber die Durchfithrung der
Plane in den Vorjahren.

Im Hinblick auf die Vorbereitung und Durchfithrung der
Aufbaupline der Mitgliedstaaten sollten der Rat und das
Europdische Parlament im Rahmen des Europiischen
Semesters den Sachstand bei Aufbau und Resilienz in der
Union gleichberechtigt entscheiden konnen. Diese Ent-
scheidung sollte sich auf die strategischen und analytischen
Informationen der Kommission stiitzen, die im Rahmen des
Europdischen Semesters zur Verfiigung stehen, sowie auf
Informationen iiber die Durchfithrung der Pline in den
Vorjahren. Sie sollte insbesondere beziiglich der Umset-
zung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung auf einer
Reihe quantitativer und qualitativer Indikatoren basieren.
Diese Entscheidung sollte zudem unter Beteiligung des
Europdischen Ausschusses der Regionen bei der Fest-
legung des europdischen Rahmens fiir die Konjunktur-
programme sowie an den Beobachtungsgremien im
Zusammenhang mit dem Europdischen Semester vor-
bereitet werden. Der AdR sollte auch mit einer halb-
jahrlichen Bewertung der territorialen Umsetzung der

Aufbaupline beauftragt werden.
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Anderungsempfehlung 12
COM(2020) 408 final — Erwdgungsgrund 21

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Mit Blick auf die nationale Eigenverantwortung und um zu
gewihrleisten, dass der Schwerpunkt auf zweckdienlichen
Reformen und Investitionen liegt, sollten die Mitgliedstaa-
ten, die eine Unterstiitzung erhalten mochten, der Kommis-
sion einen hinreichend begriindeten und belegten Aufbau-
und Resilienzplan vorlegen. Im Aufbau- und Resilien-
zplan enthalten sein sollten detaillierte Mafsnahmen fiir
seine Durchfithrung, einschlieflich Zielwerten und Etap-
penzielen, sowie die erwarteten Auswirkungen des Plans auf
das Wachstumspotenzial, die Schaffung von Arbeitsplitzen
und die wirtschaftliche und soziale Resilienz; auferdem
sollte er Manahmen umfassen, die fiir den 6kologischen
und digitalen Wandel relevant sind. Ferner sollte die
Kohirenz des vorgeschlagenen Aufbau- und Resilien-
zplans mit den einschligigen linderspezifischen Heraus-
forderungen und Priorititen erldutert werden, die im
Rahmen des Europdischen Semesters ermittelt wurden.
Der gesamte Prozess sollte nach Moglichkeit in enger
Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den
Mitgliedstaaten erfolgen.

Mit Blick auf die nationale Eigenverantwortung und um zu
gewihrleisten, dass der Schwerpunkt auf zweckdienlichen
Reformen und Investitionen liegt, sollten die Mitgliedstaa-
ten, die eine Unterstiitzung erhalten mochten, der Kommis-
sion einen hinreichend begriindeten und belegten
Aufbauplan vorlegen. Dieser Aufbauplan sollte im Ein-
klang mit dem Subsidiaritits- und dem Partnerschafts-
prinzip in enger und strukturierter Zusammenarbeit mit
den lokalen und regionalen Gebietskorperschaften aus-
gearbeitet werden, soweit die zu unterstiitzenden Refor-
men und Investitionen dem nationalen Recht nach in
deren Zustindigkeit fallen. Im Aufbauplan enthalten sein
sollten detaillierte Maflnahmen fir seine Durchfithrung,
einschlieflich Zielwerten und Etappenzielen, sowie die
erwarteten Auswirkungen des Plans auf den wirtschaft-
lichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt, das
Wachstumspotenzial, die Schaffung von Arbeitsplitzen
und die wirtschaftliche und soziale Resilienz; auferdem
sollte er Mafnahmen umfassen, die fiir den ©kologischen
und digitalen Wandel relevant sind. Ferner sollte die
Kohdrenz des vorgeschlagenen Aufbauplans mit den
einschldgigen landerspezifischen Herausforderungen und
Priorititen erliutert werden, die im Rahmen des Euro-
pdischen Semesters ermittelt wurden. Der gesamte Prozess
sollte nach Moglichkeit in enger Zusammenarbeit zwischen
der Kommission, den Mitgliedstaaten, dem Europdischen
Ausschuss der Regionen und den lokalen und regionalen
Gebietskarperschaften erfolgen.

Begriindung

Die lokalen und regionalen Gebietskorperschaften haben politische Zustindigkeiten und finanzielle Verantwortlichkeiten,
die fur das Erreichen der Ziele des Fonds (Zusammenhalt, nachhaltige Entwicklung usw.) von zentraler Bedeutung sind.
Daher ist es ganz wichtig, dass die Aufbaupldne in enger und strukturierter Zusammenarbeit mit ihnen ausgearbeitet
werden. Das ist nicht nur eine Frage der Legitimitdt und der Fairness, sondern auch der Wirksamkeit des Instruments.
Aufgrund der Rechtsgrundlage des Instruments miissen bei den Plinen zudem die Auswirkungen der zu finanzierenden

Mafnahmen auf den Zusammenhalt beriicksichtigt werden.

Anderungsempfehlung 13
COM(2020) 408 final — Erwigungsgrund 33

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Zur Gewihrleistung einer wirksamen Uberwachung der
Umsetzung sollten die Mitgliedstaaten im Rahmen des
Europdischen Semesters vierteljihrlich iber die Fort-
schritte bei der Durchfithrung des Aufbau- und Resilien-
zplans Bericht erstatten. Diese Berichte der Mitgliedstaaten
sollten in den nationalen Reformprogrammen angemessen
beriicksichtigt werden, die der Berichterstattung iiber die
Fortschritte bei der Durchfithrung der Aufbau- und
Resilienzpline dienen sollten.

Zur Gewihrleistung einer wirksamen Uberwachung der
Umsetzung sollten die Mitgliedstaaten halbjahrlich iiber die
Fortschritte bei der Durchfithrung des Aufbauplans Bericht
erstatten. Diese Berichte der Mitgliedstaaten sollten in den
nationalen Reformprogrammen angemessen beriicksichtigt
werden, die der Berichterstattung iiber die Fortschritte bei
der Durchfithrung der Aufbaupline dienen sollten.

Begriindung

Quartalsberichte konnten einen tiberméfigen biirokratischen Aufwand verursachen.
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Anderungsempfehlung 14
COM(2020) 408 final — Erwagungsgrund 37

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Die Kommission sollte dem Europiischen Parlament und
dem Rat jahrlich einen Bericht tiber die Durchfiithrung der
in dieser Verordnung vorgesehenen Fazilitit vorlegen.
Dieser Bericht sollte Informationen iiber die Fortschritte
enthalten, die die Mitgliedstaaten im Rahmen der gebillig-
ten Aufbau- und Resilienzpline erzielt haben; er sollte
auch Angaben zum Umfang der im Vorjahr fur die Fazilitit
im Rahmen des Aufbauinstruments der Europdischen
Union zugewiesenen Einnahmen enthalten, aufgeschliisselt
nach Haushaltslinien, sowie zum Beitrag der iiber das
Aufbauinstrument der Europdischen Union mobilisierten
Betrdge zur Verwirklichung der Ziele der Fazilitat.

Die Kommission sollte dem Europiischen Parlament, dem
Rat, dem Europdischen Ausschuss der Regionen und dem
Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss jihrlich
einen Bericht {iber die Durchfithrung der in dieser Ver-
ordnung vorgesehenen Fazilitit vorlegen. Dieser Bericht
sollte Informationen iiber die Fortschritte, die die Mit-
gliedstaaten im Rahmen der Aufbaupline erzielt haben,
sowie eine Bewertung der territorialen Umsetzung dieser
Pline enthalten; er sollte auch Angaben zum Umfang der
im Vorjahr fiir den Fonds im Rahmen des Aufbauinstru-
ments der Europdischen Union zugewiesenen Einnahmen
enthalten, aufgeschliisselt nach Haushaltslinien, sowie zum
Beitrag der iiber das Aufbauinstrument der Europdischen
Union mobilisierten Betrige zur Verwirklichung der Ziele
der Fazilitdt.

Anderungsempfehlung 15
COM(2020) 408 final, Artikel 1

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Mit dieser Verordnung wird eine Aufbau- und Resilien-
zfazilitit (im Folgenden die ,,Fazilitit“) eingerichtet. [...]

Mit dieser Verordnung wird ein Aufbaufonds (im Folgen-
den der ,,Fonds*) eingerichtet. [...]

Begriindung

Im Einklang mit dem Anderungsantrag zu Erwigungsgrund 8 erscheint die Bezeichnung ,Fazilitit* zu technokratisch und
missverstandlich in Bezug auf die Tatsache, dass der Fonds auf Zuschiissen und Darlehen basiert.

Anderungsempfehlung 16
COM(2020) 408 final, Artikel 2

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Aus-
druck:

1. ,Unionsmittel die Mittel, die unter die Verordnung (EU)
YYY/XX des Europdischen Parlaments und des Rates
[Nachfolger der Dachverordnung] fallen;

2. finanzieller Beitrag“ eine nicht riickzahlbare finanzielle
Unterstiitzung, die den Mitgliedstaaten im Rahmen der
Fazilitit zur Verfiigung steht oder ihnen zugewiesen
wird, und

Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

1. ,Unionsmittel die Mittel, die unter die Verordnung (EU)
YYY/XX des Europiischen Parlaments und des Rates
[Nachfolger der Dachverordnung] fallen;

2. finanzieller Beitrag“ eine nicht riickzahlbare finanzielle
Unterstiitzung, die den Mitgliedstaaten im Rahmen der
Fazilitit zur Verfugung steht oder ihnen zugewiesen
wird;
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Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

3. ,Europdisches Semester fiir die Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik (im Folgenden ,Europdisches Semester”)
den in Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des
Rates vom 7. Juli 1997 verankerten Prozess.

3. ,Europiisches Semester fiir die Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik (im Folgenden ,Europiisches Semester”)
den in Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des
Rates vom 7. Juli 1997 verankerten Prozess;

4. ,Reformen”, die fiir eine Unterstiitzung durch den
Fonds in Frage kommen, Reformen, die:

i) die Ziele des EU-Vertrags umsetzen;

ii) zur Konvergenz und zur Verringerung regionaler
Ungleichgewichte, einschl. zum Ausgleich struk-
turbedingter territorialer Nachteile, im Geiste der
Rechtsgrundlage der Verordnung, Artikel 175 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdiischen
Union (AEUV) beitragen;

iii) geeignet sind, offentliche Investitionen zu mobili-
sieren und ein langfristig nachhaltiges und soli-
darisches Wachstum im Einklang mit den Zielen
fiir nachhaltige Entwicklung zu fordern;

5. Befolgung des Grundsatzes ,Vermeidung erheblicher
Beeintrichtigungen” den Sachverhalt, dass entspre-
chend Artikel 17 der Verordnung (EU) 2020/852
(Taxonomie-Verordnung) keine Wirtschaftstitigkeiten
unterstiitzt oder ausgeiibt werden, die Umweltziele
erheblich beeintrichtigen;

6. ,Mindestschutz“ die in Artikel 18 der Verordnung
(EU) 2020/852 (Taxonomie-Verordnung) beschriebe-
nen Verfahren.

Begriindung

Hier wird eine vom AdR bereits in seiner am 5. Dezember 2018 verabschiedeten Stellungnahme zum Reformhilfepro-
gramm und zur Europiischen Investitionsstabilisierungsfunktion (ECON-VI/037) vorgeschlagene Definition bekraftigt.

Anderungsempfehlung 17
COM(2020) 408 final, Artikel 4 Absatz 2

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Damit das allgemeine Ziel erreicht wird, besteht das
spezifische Ziel der Aufbau- und Resilienzfazilitit darin,
den Mitgliedstaaten finanzielle Unterstiitzung fiir die
Verwirklichung der in ihren Aufbau- und Resilienzplinen
festgelegten Etappenziele und Zielwerte ihrer Reformen und
Investitionen zur Verfigung zu stellen. Dieses spezifische
Ziel wird in enger Zusammenarbeit mit den betreffenden
Mitgliedstaaten verfolgt.

Damit das allgemeine Ziel erreicht wird, besteht das
spezifische Ziel des Aufbaufonds darin, den Mitgliedstaaten
und den lokalen und regionalen Gebietskirperschaften
finanzielle Unterstiitzung fir die Verwirklichung der in
ihren Aufbauplinen festgelegten Etappenziele und Ziel-
werte ihrer Reformen und Investitionen zur Verfiigung zu
stellen. Dieses spezifische Ziel wird in enger Zusammen-
arbeit mit den betreffenden Mitgliedstaaten verfolgt.
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Anderungsempfehlung 18
COM(2020) 408 final, Artikel 5 Absatz 1

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Folgende in Artikel 2 der Verordnung [EURI] genannte
Maflnahmen werden im Rahmen dieser Fazilitit durch-
gefihrt:

a) in Hohe eines Betrags von 334 950 000 000 EUR zu
jeweiligen Preisen gemafd Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a
Ziffer ii der Verordnung [EURI], der vorbehaltlich des
Artikels 4 Absdtze 4 und 8 der Verordnung [EURI] fur
die nicht riickzahlbare Unterstiitzung zur Verfiigung
steht. Diese Betrige gelten als zweckgebundene Ein-
nahmen nach Artikel 21 Absatz 5 der Haushalts-
ordnung.

b) in Hohe eines Betrags von 267 955000000 EUR zu
jeweiligen Preisen gemidf Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b
der Verordnung [EURI], der gemdfl Artikel 12 und 13
vorbehaltlich des Artikels 4 Absatz 5 der Verordnung
[EURI] fur die Unterstiitzung im Wege von Darlehen zur
Verfiigung steht.

Folgende in Artikel 2 der Verordnung [EURI] genannte
Mafnahmen werden im Rahmen dieses Fonds durch-
gefihrt:

a) in Hohe eines Betrags von 360000 000 000 EUR zu
Preisen von 2018 gemaf Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a
Ziffer ii der Verordnung [EURI], der vorbehaltlich des
Artikels 4 Absitze 4 und 8 der Verordnung [EURI] fur
die nicht riickzahlbare Unterstiitzung zur Verfiigung
steht. Diese Betrige gelten als zweckgebundene Ein-
nahmen nach Artikel 21 Absatz 5 der Haushalts-
ordnung.

b) in Hohe eines Betrags von 312 500 000 000 EUR zu
Preisen von 2018 gemifd Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b
der Verordnung [EURI], der gemif8 Artikel 12 und 13
vorbehaltlich des Artikels 4 Absatz 5 der Verordnung
[EURI] fur die Unterstiitzung im Wege von Darlehen zur
Verfiigung steht.

Begriindung

Aktualisierung auf der Grundlage der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates vom 17.-21. Juli 2020

Anderungsempfehlung 19
COM(2020) 408 final, Artikel 6

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Mittel aus Programmen unter geteilter Mittelverwaltung

Mittel, die den Mitgliedstaaten im Rahmen der geteilten
Mittelverwaltung zugeteilt wurden, konnen auf Antrag
dieser Mitgliedstaaten auf die Fazilitit iibertragen
werden. Die Kommission verwendet diese Mittel direkt
im Einklang mit Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a der
Haushaltsordnung. Der Einsatz dieser Mittel erfolgt
zugunsten des betreffenden Mitgliedstaats.

Begriindung

Diese Moglichkeit der Mitteliibertragung von den Struktur- und Investitionsfonds auf den Aufbau- und Resilienzfonds birgt
die Gefahr einer Rezentralisierung und der Infragestellung der Verwaltung der Struktur- und Investitionsfonds nach dem

Partnerschaftsprinzip.
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Anderungsempfehlung 20
COM(2020) 408 final, Artikel 9

Vorschlag der Europdischen Kommission Anderung des AdR

Mafsnahmen zur Verkniipfung der Fazilitit mit dem
Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen
Miingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip

1. Im Fall von generellen Mingeln in Bezug auf das
Rechtsstaatsprinzip in einem Mitgliedstaat, die die
Grundsitze der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfiihrung
oder den Schutz der finanziellen Interessen der Union im
Sinne des Artikels 3 der Verordnung [.../...] iiber den
Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen
Miingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den
Mitgliedstaaten beeintrichtigen, erlisst die Kommission
im Wege eines Durchfiihrungsrechtsakts einen Beschluss
zur Aussetzung der Frist fiir den Erlass der in Artikel 17
Absatz 1 und Artikel 17 Absatz 2 genannten Beschliisse
oder zur Aussetzung der Zahlungen im Rahmen der
Aufbau- und Resilienzfazilitit.

Der Beschluss iiber die Aussetzung der Zahlungen gemiif$
Absatz 1 gilt fiir Zahlungsantrige, die nach dem Datum
des Aussetzungsbeschlusses eingereicht werden.

Die Aussetzung der in Artikel 17 genannten Frist gilt ab
dem Tag nach dem Erlass des in Absatz 1 genannten
Beschlusses. Im Falle der Aussetzung der Zahlungen
findet Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung [.../....] iiber
den Schutz des Haushalts der Union im Falle von
generellen Mingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip
in den Mitgliedstaaten Anwendung.

2. Im Falle einer positiven Bewertung durch die
Kommission gemifS Artikel 6 der Verordnung [...[....]
iiber den Schutz des Haushalts der Union im Falle von
generellen Mingeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip
in den Mitgliedstaaten erlisst die Kommission im Wege
eines Durchfiihrungsrechtsakts einen Beschluss zur Auf-
hebung der Aussetzung der Frist oder der Zahlungen
gemdfS dem vorstehenden Absatz.

Die entsprechenden Verfahren oder Zahlungen werden am
Tag nach der Aufhebung der Aussetzung wieder auf-
genommen.

3.  Bei einer unangemessenen Verwendung der zuge-
wiesenen Mittel durch den Mitgliedstaat oder Mingeln in
Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit werden regionale und
lokale Mafnahmen zur Bewiiltigung dieser Herausforde-
rungen weiterhin im Rahmen der Fazilitit gefordert.
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Anderungsempfehlung 21
COM(2020) 408 final, Artikel 10

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Maximaler finanzieller Beitrag

Fiir die Zuweisung des in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a
genannten Betrags wird fiir jeden Mitgliedstaat nach der in
Anhang I dargelegten Methode auf der Grundlage der
Bevolkerung, des umgekehrten Bruttoinlandsprodukts
(BIP) pro Kopf und der relativen Arbeitslosenquote des
jeweiligen Mitgliedstaats ein maximaler finanzieller Beitrag
berechnet.

Maximaler finanzieller Beitrag

Fiir die Zuweisung des in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a
genannten Betrags wihrend des Zeitraums bis zum
31. Dezember 2022 wird fiir jeden Mitgliedstaat nach der
in Anhang 1 dargelegten Methode auf der Grundlage der
Bevolkerung und der negativen Auswirkungen der Ge-
sundheitskrise auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro
Kopf und der Arbeitslosenquote des jeweiligen Mitglied-
staats ein maximaler finanzieller Beitrag berechnet.

Anderungsempfehlung 22
COM(2020) 408 final, Artikel 11

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Zuweisung des finanziellen Beitrags

1. Fir den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2022 stellt
die Kommission gemif§ Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a
Mittel in Hohe von 334 950 000 000 EUR zur Verfuigung.
Jeder Mitgliedstaat kann Antrdge bis zu seinem maximalen
finanziellen Beitrag gemdff Artikel 10 zur Durchfihrung
seiner Aufbau- und Resilienzpline stellen.

2. Fir einen Zeitraum nach dem 31. Dezember 2022
und bis zum 31. Dezember 2024 kann die Kommission,
sofern Finanzmittel verfiigbar sind, Aufforderungen zur
Einreichung von Vorschligen im Einklang mit dem
Zeitplan des Europdischen Semesters durchfiihren. Zu
diesem Zweck veriffentlicht sie einen vorliufigen Zeit-
plan fiir die in diesem Zeitraum zu organisierenden
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen und
gibt bei jeder Aufforderung zur Einreichung von Vor-
schligen den fiir die Zuweisung verfiigbaren Betrag an.
Jeder Mitgliedstaat kann fiir die Durchfiihrung seines
Aufbau- und Resilienzplans Vorschlige fiir einen Hochst-
betrag in Hohe seines Zuweisungsanteils an den verfiig-
baren Mitteln gemifS Anhang I einreichen.

Zuweisung des finanziellen Beitrags

1. Fir den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2022 stellt
die Kommission gemifl Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a
Mittel in Hohe von 252 000 000 000 EUR zur Verfigung.
Jeder Mitgliedstaat kann Antrage bis zu seinem maximalen
finanziellen Beitrag gemaf8 Artikel 10 zur Durchfithrung
seiner Aufbaupline stellen.

2. Fir einen Zeitraum nach dem 31. Dezember 2022
und bis zum 31. Dezember 2024 wird von der Kommis-
sion bis zum 15. Juni 2022 eine Uberarbeitung der in
Anhang 1 festgelegten Methode fiir die Verteilung der
noch verfiigbaren Mittel von 108 000 000 000 EUR und
zur Beriicksichtigung der territorialen, wirtschaftlichen
und sozialen Auswirkungen der Pandemie im Zeitraum
2020-2011 auf der Grundlage konsolidierter statistischer
Daten vorgeschlagen.

Begriindung

Die Bindung der ggf. noch verfigbaren Mittel sollte nicht auf der Grundlage einer ,Aufforderung zur Einreichung von
Vorschligen®, sondern auf der Basis faktischer statistischer Daten fiir den Zeitraum 2020-2021 erfolgen.
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Anderungsempfehlung 23
COM(2020) 408 final, Artikel 14 Absatz 1

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Zur Verwirklichung der in Artikel 4 genannten Ziele
erstellen die Mitgliedstaaten nationale Aufbau- und Res-
ilienzpldne. Darin wird die Reform- und Investitionsagenda
des betreffenden Mitgliedstaats fiir die folgenden vier Jahre
festgelegt. Aufbau- und Resilienzpline, die fur eine
Finanzierung im Rahmen dieses Instruments infrage
kommen, miissen Mafnahmen fiir die Durchfithrung von
Reformen und offentlichen Investitionsprojekten in einem
kohirenten Gesamtpaket enthalten.

Zur Verwirklichung der in Artikel 4 genannten Ziele
erstellen die Mitgliedstaaten nationale Aufbau- und Res-
ilienzpldne. Darin wird die Reform- und Investitionsagenda
des betreffenden Mitgliedstaats fiir die folgenden vier Jahre
festgelegt. Aufbau- und Resilienzplane, die fiir eine
Finanzierung im Rahmen dieses Instruments infrage
kommen, miissen Mafinahmen fiir die Durchfithrung von
Reformen und offentlichen Investitionsprojekten in einem
kohirenten Gesamtpaket enthalten. Fiir die Ausarbeitung
der Aufbau- und Resilienzpline konnen die Mitgliedstaa-
ten gemiifS der Verordnung XX/YYYY [zur Schaffung eines
Instruments fiir technische Unterstiitzung] das Instru-
ment fiir technische Unterstiitzung heranziehen. Fiir eine
Unterstiitzung infrage kommen Mafnahmen, die im
Zusammenhang mit den wirtschaftlichen und sozialen
Folgen der COVID-19-Pandemie ab dem 1. Februar 2020
gelten. Eingedenk des europdischen Griinen Deals als
Strategie fiir nachhaltiges Wachstum in Europa sowie als
konkreter Ausdruck der Zusagen der Union zur Umset-
zung des Ubereinkommens von Paris und der Ziele der
Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung sollen
mindestens 40 % der Aufbau- und Resilienzpline dazu
beitragen, dass MafSnahmen zum Schutz des Klimas und
der biologischen Vielfalt sowie zur Erreichung der Ziele
der okologischen Nachhaltigkeit durchgingig beriicksich-
tigt werden. Im Wege eines delegierten Rechtsakts legt die
Kommission die entsprechende Methodik fest, um die
Mitgliedstaaten bei der Erfiillung dieser Anforderung zu
unterstiitzen.

Als Ausdruck des zukunftsorientierten Charakters des
Aufbauinstruments ,Next Generation EU“ und in Aner-
kennung dessen, wie wichtig die Agenda fiir digitale
Kompetenzen, die Kindergarantie und die Jugendgarantie
sind, um zu verhindern, dass die jungen Menschen von
heute zu einer ,Generation Lockdown“ werden, miissen
die jeweiligen Aufbau- und Resilienzpline dazu beitragen,
das Risiko einer dauerhaften Beeintrichtigung der
Arbeitsmarktaussichten junger Menschen und ihres all-
gemeinen Wohlergehens durch auf junge Menschen
ausgerichtete umfassende Losungen und Antworten in
den Bereichen Beschiftigung, Bildung und Kompetenzen
zu bekdmpfen.

Anderungsempfehlung 24
COM(2020) 408 final, Artikel 15 Absatz 2

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Der von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgelegte Aufbau-
und Resilienzplan bildet einen Anhang seines nationalen
Reformprogramms und wird bis spitestens 30. April
offiziell vorgelegt. Einen Entwurf des Plans kénnen die
Mitgliedstaaten ab dem 15. Oktober des Vorjahres
zusammen mit dem Haushaltsplanentwurf des Folgejah-
res vorlegen.

Der von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgelegte Auf-
bauplan wird bis spitestens 30. April offiziell vorgelegt.
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Begriindung

Die im Europdischen Semester vorgesehenen Fristen eignen sich schwerlich daftur, die Pline den nationalen
Reformprogrammen als Anhang beizufiigen. Noch weniger ist eine sechsmonatige ,Voranmeldung“ machbar. Die
zustindigen Beh6rden miissen bei der Vorlage ihrer Pline flexibler und sein und Anpassungen vornehmen konnen.

Anderungsempfehlung 25
COM(2020) 408 final, Artikel 15 Absatz 3 ¢)

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Der Aufbau- und Resilienzplan ist hinreichend zu
begriinden und zu belegen. Er enthilt insbesondere
folgende Informationen:

(..)

¢) eine Erliuterung, wie die im Plan enthaltenen Mafinah-
men zum Okologischen und digitalen Wandel und zur
Bewiltigung der sich daraus ergebenden Herausforde-
rungen beitragen sollen;

Der Aufbauplan ist hinreichend zu begriinden und zu
belegen. Er enthilt insbesondere folgende Informationen:

(..)

¢) eine Erlduterung, wie die im Plan enthaltenen Mafnah-
men zum Erreichen der Ziele fiir nachhaltige Entwick-
lung, zum o6kologischen und digitalen Wandel und zur
Bewiltigung der sich daraus ergebenden Herausforde-
rungen beitragen sollen;

Anderungsempfehlung 26
COM(2020) 408 final, Artikel 15 Absatz 3 d (neu)

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

d) eine ausfiihrliche Erliuterung, inwiefern die MafSnah-
men geeignet sind, sicherzustellen, dass auf der
Grundlage der von der Kommission gemiifS Artikel 14
Absatz 1 festgelegten Methode mindestens 40 % des
fiir den Aufbau- und Resilienzplan beantragten
Betrags zur durchgingigen Beriicksichtigung von
Mafnahmen zum Schutz des Klimas und der bio-
logischen Vielfalt und zur Erreichung der Ziele der
okologischen Nachhaltigkeit beitragen;

Anderungsempfehlung 27
COM(2020) 408 final, Artikel 15 Absatz 4 (neu)

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Bei der Ausarbeitung der Vorschlige fiir ihre Aufbau-
pline und soweit die zu unterstiitzenden Reformen und
Investitionen gemif$ nationalem Rechtsrahmen in die
Zustdndigkeit der lokalen und regionalen Gebietskorper-
schaften fallen, schaffen die Mitgliedstaaten ein Verfahren
fiir die strukturierte Zusammenarbeit mit den lokalen und
regionalen Gebietskirperschaften, um deren umfassende
Beteiligung an dieser Ausarbeitung zu gewihrleisten und
das Subsidiarititsprinzip zu wahren. Die Mitgliedstaaten
erstatten hieriiber im Aufbauplan Bericht.

Begriindung
Siehe Anderung des Erwigungsgrunds 21.
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Anderungsempfehlung 28
COM(2020) 408 final, Artikel 16 Absatz 3 b)

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Die Kommission bewertet die Bedeutung und Kohérenz des
Aufbau- und Resilienzplans und seinen Beitrag zum
okologischen und digitalen Wandel und beriicksichtigt zu
diesem Zweck folgende Kriterien:

(..)

b) ob der Plan Malinahmen enthilt, die wirksam zum
okologischen und digitalen Wandel oder zur Bewailti-
gung der sich daraus ergebenden Herausforderungen
beitragen;

Die Kommission bewertet die Bedeutung und Kohirenz des
Aufbauplans und seinen Beitrag zum 6kologischen und
digitalen Wandel und beriicksichtigt zu diesem Zweck
folgende Kriterien:

(..)

b) ob der Plan Mafinahmen enthilt, die wirksam zum
okologischen und digitalen Wandel, zum Erreichen der
Ziele fiir nachhaltige Entwicklung oder zur Bewilti-
gung der sich daraus ergebenden Herausforderungen
beitragen;

Anderungsempfehlung 29
COM(2020) 408 final, Artikel 20

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Artikel 20

Berichterstattung der Mitgliedstaaten im Rahmen des
Europdischen Semesters

Der betroffene Mitgliedstaat erstattet im Rahmen des
Europdischen Semesters vierteljihrlich Bericht iiber die
Fortschritte bei der Durchfithrung der Aufbau- und
Resilienzpline, einschlieflich der operativen Vereinbarung
gemdfl Artikel 17 Absatz 6. Dafiir missen sich die
vierteljihrlichen Berichte der Mitgliedstaaten in ange-
messener Weise in den nationalen Reformprogrammen
niederschlagen, die als Instrument fiir die Berichterstattung
iiber die Fortschritte bei der Durchfithrung der Aufbau-
und Resilienzpline dienen.

Artikel 20

Berichterstattung der Mitgliedstaaten im Rahmen des
Europdischen Semesters

Der betroffene Mitgliedstaat erstattet halbjihrlich Bericht
iiber die Fortschritte bei der Durchfihrung der Aufbau-
pline, einschlieSlich der operativen Vereinbarung gemif
Artikel 17 Absatz 6. Dafiir miissen sich die Berichte der
Mitgliedstaaten in angemessener Weise in den nationalen
Reformprogrammen niederschlagen, die als Instrument fiir
die Berichterstattung iiber die Fortschritte bei der Durch-
fihrung der Aufbaupline dienen.

Begriindung
Siehe Anderung des Erwdgungsgrunds 33.
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Anderungsempfehlung 30
COM(2020) 408 final, Artikel 22 (neu)

Vorschlag der Europdischen Kommission Anderung des AdR

Aufbau- und Resilienzanzeiger

1. Die Kommission richtet einen Aufbau- und Res-
ilienzanzeiger (im Folgenden ,,der Anzeiger*) ein, aus dem
der Stand der Durchfiihrung der im Rahmen der Aufbau-
und Resilienzpline der einzelnen Mitgliedstaaten verein-
barten Reformen und Investitionen hervorgeht.

2. Der Anzeiger umfasst Schliisselindikatoren, wie
etwa Sozial-, Wirtschafts- und Umweltindikatoren, mit
denen die Fortschritte bewertet werden konnen, die im
Rahmen der Aufbau- und Resilienzpline fiir jeden der in
den Geltungsbereich dieser Verordnung fallenden Politik-
bereiche verzeichnet wurden, sowie eine Zusammenfas-
sung der Uberwachung der Einhaltung der Mindestanteile
der Ausgaben fiir Klima- und andere Umweltziele.

3. Aus dem Anzeiger geht hervor, inwieweit die
jeweiligen Etappenziele der Aufbau- und Resilienzpline
verwirklicht und welche Miingel bei ihrer Umsetzung
festgestellt wurden. AufSerdem sind ihm die Empfehlungen
der Kommission zur Behebung der jeweiligen Mingel zu
entnehmen.

4.  In dem Anzeiger werden aufSerdem die wichtigsten
an die Mitgliedstaaten gerichteten Empfehlungen beziig-
lich ihrer Aufbau- und Resilienzpline zusammengefasst.

5. Der Anzeiger dient als Grundlage fiir einen kon-
tinuierlichen Austausch iiber bewihrte Verfahren zwi-
schen den Mitgliedstaaten, der in Form eines regelmifSig
organisierten, strukturierten Dialogs durchgefiihrt wird.

6.  Der Anzeiger wird fortlaufend aktualisiert und auf
der Website der Kommission verdffentlicht. Er informiert
iiber den Stand der Zahlungsantrige, der Zahlungen, der
Aussetzungen und der Streichungen finanzieller Beitrige.

7. Die Kommission stellt den Anzeiger bei einer
Anhérung vor, die von den zustindigen Ausschiissen des
Europiischen Parlaments organisiert wird.

Begriindung

Die Wirksamkeit der Maffnahmen sollte messbar und transparent sein.
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Vorschlag fiir eine Verordnung zur Schaffung eines Instruments fiir technische Unterstiitzung

Anderungsempfehlung 31
COM(2020) 409 final — Erwdgungsgrund 4

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Auf Ebene der Union bildet das Europiische Semester fiir
die wirtschaftspolitische Koordinierung den Rahmen fiir die
Ermittlung nationaler Reformpriorititen und die Uber-
wachung ihrer Umsetzung. Die Mitgliedstaaten entwickeln
ihre eigenen nationalen mehrjihrigen Investitionsstrategien,
um diese Reformpriorititen zu unterstiitzen. Diese Strate-
gien werden zusammen mit den jihrlichen nationalen
Reformprogrammen vorgelegt, um die Priorititen, die
durch nationale und/oder Unionsmittel unterstiitzt werden
sollen, zu skizzieren und zu koordinieren. Ferner sollten sie
den kohidrenten Einsatz von Unionsmitteln und einen
moglichst groflen Mehrwert der finanziellen Hilfe gewdhr-
leisten, die insbesondere aus Programmen, die von der
Union im Rahmen der Struktur- und Kohisionsfonds
unterstiitzt werden, und aus anderen Programmen gewéhrt
wird.

Auf Ebene der Union bildet das Europdische Semester fiir
die wirtschaftspolitische Koordinierung (im Folgenden das
»Europdische Semester”), einschlieflich der Grundsitze
der europdischen Siule sozialer Rechte und der Ziele fiir
nachhaltige Entwicklung (SDG), den Rahmen fiir die
Ermittlung nationaler Reformpriorititen und die Uber-
wachung ihrer Durchfithrung. Die Mitgliedstaaten entwik-
keln in Zusammenarbeit mit den lokalen und regionalen
Gebietskorperschaften gemdfS deren Zustindigkeiten je-
weils ihre eigenen mehrjihrigen Investitionsstrategien, um
diese Reformpriorititen zu unterstiitzen. Diese Strategien
werden zusammen mit den jihrlichen nationalen Reform-
programmen vorgelegt, um die Priorititen, die durch
nationale und/oder Unionsmittel unterstiitzt werden sollen,
zu skizzieren und zu koordinieren. Ferner sollten sie den
kohirenten Einsatz von Unionsmitteln und einen moglichst
groffen Mehrwert der finanziellen Hilfe gewahrleisten, die
insbesondere aus Programmen, die von der Union im
Rahmen der Struktur- und Kohisionsfonds, des Aufbau-
fonds und des Programms InvestEU unterstiitzt werden,
und aus anderen Programmen gewiahrt wird.

Begriindung

Der Inhalt dieses Absatzes sollte an den Verordnungsvorschlag, die interinstitutionelle Vereinbarung iiber das Programm
InvestEU sowie den Verordnungsvorschlag zur ,Aufbau- und Resilienzfazilitit“ angepasst werden. Zudem muss die Rolle
der lokalen und regionalen Gebietskorperschaften im Europiischen Semester anerkannt werden. Es sollte auch daran

erinnert werden, dass das Semester die SDG umfassen muss.

Anderungsempfehlung 32
COM(2020) 409 final — Erwagungsgrund 8

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Das allgemeine Ziel des Instruments fiir technische Unter-
stitzung  sollte darin bestehen, den wirtschaftlichen,
sozialen und territorialen Zusammenhalt der Union zu
fordern, indem die Mitgliedstaaten bei ihren Anstrengungen
zur Umsetzung der fur wirtschaftlichen und sozialen
Aufschwung, Resilienz und Konvergenz erforderlichen
Reformen unterstiitzt werden. Zu diesem Zweck sollte das
Instrument einen Beitrag leisten zum Ausbau der Verwal-
tungskapazitit der Mitgliedstaaten fiir die Durchfihrung
des Unionsrechts im Zusammenhang mit den Heraus-
forderungen fiir die Institutionen, die Governance, die
offentliche Verwaltung sowie fur die Wirtschaft und das
Sozialwesen.

Das allgemeine Ziel des Instruments fiir technische Unter-
stitzung  sollte darin bestehen, den wirtschaftlichen,
sozialen und territorialen Zusammenhalt der Union zu
fordern, indem die Mitgliedstaaten und die lokalen und
regionalen Gebietskirperschaften bei ihren Anstrengungen
zur Umsetzung der fur wirtschaftlichen und sozialen
Aufschwung, Resilienz und Konvergenz erforderlichen
Reformen unterstiitzt werden. Zu diesem Zweck sollte das
Instrument einen Beitrag leisten zum Ausbau der Verwal-
tungskapazitit der Mitgliedstaaten und der lokalen und
regionalen Gebietskorperschaften fiir die Durchfithrung
des Unionsrechts im Zusammenhang mit den Heraus-
forderungen fiir die Institutionen, die Governance, die
offentliche Verwaltung sowie fiir die Wirtschaft und das
Sozialwesen.
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Begriindung

Die Kohédrenz mit Artikel 2 und 4 des Verordnungsvorschlags sollte gewahrleistet werden. In diesen Artikeln wird verfiigt,
dass mit dem Instrument alle Behorden der Mitgliedstaaten, auch auf regionaler und lokaler Ebene unterstiitzt werden
sollen. Letztere ist fiir die Umsetzung eines wichtigen Teils des Unionsrechts, fir tiber die Halfte der offentlichen
Investitionen sowie fiir ein Drittel der offentlichen Ausgaben insgesamt zustdndig.

Anderungsempfehlung 33
COM(2020) 409 final — Erwigungsgrund 10

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Um die Mitgliedstaaten bei der Bewiiltigung des Reform-
bedarfs in allen wichtigen wirtschaftlichen und sozialen
Bereichen zu unterstiitzen, sollte die Kommission auf
Antrag eines Mitgliedstaats in vielfiltigen Politikfeldern
weiterhin technische Unterstiitzung leisten, beispielsweise
in Bereichen im Zusammenhang mit der Verwaltung der
offentlichen Finanzen und Vermdogenswerte, institutionellen
und administrativen Reformen, Rahmenbedingungen fiir
Unternehmen, dem Finanzsektor, den Markten fiir Produkte
und Dienstleistungen sowie den Arbeitsmirkten, allge-
meiner und beruflicher Bildung, nachhaltiger Entwicklung,
dem Gesundheitswesen und sozialer Sicherheit. Besonderes
Gewicht sollte auf Maflnahmen zur Forderung des
okologischen und des digitalen Wandels gelegt werden.

Die Kommission sollte auf Antrag einer nationalen
Behorde weiterhin technische Unterstiitzung leisten in den
fiir die Umsetzung der Ziele des Vertrags iiber die
Europiische Union notwendigen Bereichen sowie im
Zusammenhang mit der Verwaltung der Ooffentlichen
Finanzen und Vermogenswerte, institutionellen und
administrativen Reformen, Rahmenbedingungen fiir Unter-
nehmen, dem Finanzsektor, den Mirkten fiir lokale Pro-
dukte und Dienstleistungen sowie den lokalen
Arbeitsmarkten, allgemeiner und beruflicher Bildung,
nachhaltiger Entwicklung, dem Gesundheitswesen, sozialer
Sicherheit und der Gleichstellung von Frauen und
Minnern. Besonderes Gewicht sollte auf Mafinahmen zur
Forderung des okologischen und des digitalen Wandels
gelegt werden, wobei vor allem auf die Verringerung der
die Frauen betreffenden digitalen Kluft zu achten ist.

Begriindung

Im Einklang mit den legislativen Anderungen zu Artikel 2 und 4. Siehe Anderung des Erwigungsgrunds 8.

Anderungsempfehlung 34
COM(2020) 409 final, Artikel 2 Absatz 1

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Fir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Aus-
druck:

1. ,technische Unterstiitzung“ Mafinahmen zur Unter-
stitzung der Mitgliedstaaten bei der Durchfithrung
institutioneller, administrativer, wachstumsférdernder und
resilienzsteigernder Reformen;

Fir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

1. ,technische Unterstiitzung“ Maflnahmen zur Unter-
stiitzung der nationalen, regionalen und lokalen Behorden
bei der Durchfithrung institutioneller, administrativer, das
nachhaltige Wachstum und den Zusammenhalt fordernder
und resilienzsteigernder Reformen. Um auf das Instrument
zuriickgreifen zu konnen, miissen diese Reformen:

i) fiir die Verwirklichung der Ziele des Vertrags iiber die
Europiische Union notwendig sein;

ii) zur Konvergenz und zur Verringerung regionaler
Ungleichgewichte im Geiste der Rechtsgrundlage der
Verordnung, Artikel 175 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) bei-
tragen; und

iii) geeignet sein, dffentliche Investitionen zu mobilisieren
und ein langfristig nachhaltiges und solidarisches
Wachstum im Einklang mit den Zielen fiir nach-
haltige Entwicklung zu fordern;
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Begriindung

Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 4 beziiglich der Adressaten des Instruments und mit Artikel 3, 4 und 5

beziiglich der Reformziele.

Anderungsempfehlung 35
COM(2020) 409 final, Artikel 3

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

Das allgemeine Ziel des Instruments besteht darin, den
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt
der Union zu fordern durch Unterstiitzung der Mitglied-
staaten bei ihren Anstrengungen zur Umsetzung der fiir
wirtschaftlichen und sozialen Aufschwung, Resilienz und
wirtschaftliche und soziale Aufwirtskonvergenz erforderli-
chen Reformen sowie bei ihren Anstrengungen zum
Ausbau ihrer Verwaltungskapazitit fur die Durchfithrung
des Unionsrechts im Zusammenhang mit den Heraus-
forderungen fiir die Institutionen, die Governance, die
offentliche Verwaltung sowie fur die Wirtschaft und das
Sozialwesen.

Das allgemeine Ziel des Instruments besteht darin, den
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt
der Union zu fordern durch Unterstiitzung der Mitglied-
staaten und der lokalen und regionalen Gebietskorper-
schaften bei ihren Anstrengungen zur Umsetzung der fiir
wirtschaftlichen und sozialen Aufschwung, Resilienz und
wirtschaftliche und soziale Aufwartskonvergenz erforderli-
chen Reformen sowie bei ihren Anstrengungen zum
Ausbau ihrer Verwaltungskapazitit fiir die Durchfithrung
des Unionsrechts im Zusammenhang mit den Heraus-
forderungen fiir die Institutionen, die Governance, die
offentliche Verwaltung sowie fir die Wirtschaft und das
Sozialwesen.

Anderungsempfehlung 36
COM(2020) 409 final, Artikel 5 e)

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

politische Strategien zur Umsetzung des digitalen und des
okologischen Wandels, E-Government-Losungen, elektroni-
sche Auftragsvergabe, Konnektivitit, Zugang zu Daten und
Daten-Governance, E-Learning, Nutzung von Losungen auf
Basis von kiinstlicher Intelligenz, 6kologische Siule der
nachhaltigen Entwicklung und des Umweltschutzes, Klima-
schutz, Mobilitdt, Forderung der Kreislaufwirtschaft, Ener-
gie- und Ressourceneffizienz, erneuerbare Energiequellen,
Diversifizierung der Energieversorgung und Gewahrleistung
der Energieversorgungssicherheit sowie — fir den Agrar-
sektor — Schutz der Boden und der biologischen Vielfalt,
Fischerei und nachhaltige Entwicklung lindlicher Gebiete
sowie

politische Strategien zur Umsetzung des digitalen und des
okologischen Wandels, E-Government-Losungen, elektroni-
sche Auftragsvergabe, Konnektivitdt, Zugang zu Daten und
Daten-Governance, E-Learning, Nutzung von Losungen auf
Basis von kiinstlicher Intelligenz, okologische Sdule der
nachhaltigen Entwicklung und des Umweltschutzes, Klima-
schutz, Mobilitdt, Forderung der Kreislaufwirtschaft, ge-
samter Wasserkreislauf, Energie- und Ressourceneffizienz,
erneuerbare Energiequellen, Diversifizierung der Energie-
versorgung und Gewihrleistung der Energieversorgungs-
sicherheit sowie — fiir den Agrarsektor — Schutz der
Boden und der biologischen Vielfalt, Fischerei und nach-
haltige Entwicklung landlicher Gebiete sowie

Begriindung

Die Wasserwirtschaft ist ein strategischer Schliisselsektor fiir das Wohlergehen der Biirgerinnen und Biirger und der
europdischen Wirtschaft, da Wasser eine grundlegende Ressource ist und der Sektor nachhaltige und hochwertige
Arbeitsplitze schafft. Die Nutzung erneuerbarer Energien ist ein zentrales Ziel der Bekdmpfung des Klimawandels.
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Anderungsempfehlung 37
COM(2020) 409 final, Artikel 8

Vorschlag der Europdischen Kommission

Anderung des AdR

1.  Mitgliedstaaten, die technische Unterstiitzung im
Rahmen des Instruments wiinschen, richten unter Angabe
der entsprechenden Politikbereiche und Prioritdten inner-
halb des Anwendungsbereichs gemidfl Artikel 5, fir die
Unterstiitzung gewiinscht wird, einen Antrag an die
Kommission. Diese Antrdge sind innerhalb des Kalender-
jahrs bis spatestens 31. Oktober einzureichen. Die Kommis-

1. Nationale, regionale oder lokale Behorden, dic
technische Unterstiitzung im Rahmen des Instruments
wiinschen, richten unter Angabe der entsprechenden
Politikbereiche und Priorititen innerhalb des Anwendungs-
bereichs gemaf$ Artikel 5, fiir die Unterstiitzung gewiinscht
wird, einen Antrag an die Kommission. Diese Antrage sind

innerhalb des Kalenderjahrs bis spitestens 31. Oktober

C 440[179

einzureichen. Die Kommission kann Leitlinien zu den
wichtigsten Bestandteilen des Antrags auf Unterstiitzung
erstellen.

sion kann Leitlinien zu den wichtigsten Bestandteilen des
Antrags auf Unterstiitzung erstellen.

2. Die Mitgliedstaaten konnen technische Unterstiit- | 2.  Die nationalen, regionalen oder lokalen Behorden
zung in Situationen in Zusammenhang mit Folgendem | konnen technische Unterstiitzung in Situationen in Zusam-
beantragen: menhang mit Folgendem beantragen:

a) Durchfihrung von Reformen, die Mitgliedstaaten auf
eigene Initiative insbesondere zur Unterstiitzung des
Aufbaus [im Einklang mit der Verordnung (EU)
YYYY/XX], zur Forderung eines nachhaltigen Wirt-
schaftswachstums und der nachhaltigen Schaffung von
Arbeitsplitzen sowie zur Stirkung der Resilienz ergrei-
fen;

() ()

a) Durchfihrung von Reformen, die nationale, regionale
oder lokale Behiorden auf eigene Initiative insbesondere
zur Unterstiitzung des Aufbaus [im Einklang mit der
Verordnung (EU) YYYY/XX], zur Forderung eines nach-
haltigen Wirtschaftswachstums und der nachhaltigen
Schaffung von Arbeitsplitzen sowie zur Stirkung der
Resilienz ergreifen;

II. POLITISCHE EMPFEHLUNGEN

DER EUROPAISCHE AUSSCHUSS DER REGIONEN

Zuweisung von Mitteln aus der , Aufbau- und Resilienzfazilitit“

1. begriifdt, dass das Haushaltsvolumen dieses neuen Instruments in Hohe von 360 Mrd. EUR an Zuschiissen und
312,5 Mrd. EUR an Darlehen bis 2024 eine makrookonomische Antwort darstellt, die angemessen ist angesichts der
grofiten Rezession in der Geschichte der Europiischen Union mit einem Einbruch des BIP um 8,3 % im Jahr 2020 (). Der
AdR unterstiitzt auch das in dem Vorschlag gefundene Gleichgewicht zwischen Zuschiissen und Darlehen. Die Gefahr, dass
die soziookonomischen Unterschiede weiter zunehmen, rechtfertigt eine rasche Annahme und Umsetzung des
,2Aufbauplans fur Europa“ und des EU-Haushalts fur die Zeit nach 2020 noch im Herbst 2020;

2. st angesichts der Tatsache, dass sich die Rechtsgrundlage des Vorschlags (Artikel 175 AEUV) auf das Ziel des
Zusammenbhalts bezieht, iiber die schwache territoriale Dimension des Kommissionsvorschlags besorgt. Denn die sozialen
und wirtschaftlichen Folgen der Coronavirus-Krise sind zwischen den Mitgliedstaaten und innerhalb der Mitgliedstaaten
ungleich verteilt: Erstens, weil die Auswirkungen auf die Gesundheitslage und die Menschen stark vom jeweiligen Gebiet
abhingen und die Kapazititen im Gesundheits- und Pflegebereich ungleich verteilt sind. Zweitens, weil sich die
Corona-Priventionsmaffnahmen je nach regionaler Gesundheitslage auch in ihrer Dauer und Schirfe unterschieden haben,
und drittens, weil bestimmte Wirtschaftsbereiche iiberproportional betroffen sind und die soziodkonomischen
Auswirkungen auf lokaler und regionaler Ebene folglich von den vorherrschenden Wirtschaftsbranchen, der Art der
Beschaftigung und der Abhingigkeit von weltweiten Wertketten der einzelnen Gebiete abhidngen. Ohne spezifische
Mafnahmen zur Abfederung konnte die Coronavirus-Krise die regionalen Unterschiede innerhalb der Mitgliedstaaten und
zwischen diesen verstirken. Zusammenhalt und Solidaritit miissen in den Mittelpunkt unserer Investitionsprioritdten
geriickt werden;

(') European Economic Forecast (Europdische Wirtschaftsprognose), der Kommission vom Juli 2020 (nur auf EN): https://ec.europa.eu/
info/sites/info/files/economy-finance/ip132_en.pdf.


https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-finance/ip132_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-finance/ip132_en.pdf
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3. macht darauf aufmerksam, dass das Europdische Semester als Steuerungsmechanismus fiir den als ,Fazilitat
bezeichneten Fonds weiterhin eine zentralisierte und von oben nach unten gerichtete Mafnahme ist, die sich fiir ein
Instrument, mit dem der wirtschaftliche, soziale und territoriale Zusammenhalt gestirkt werden soll, nicht eignet;
wiederholt daher seinen Vorschlag fiir einen Verhaltenskodex zur Einbeziehung der lokalen und regionalen Gebiets-
korperschaften (LRG) in das Europiische Semester (). Dieser Kodex ist dringender notwendig denn je, um das Semester
durch die Einbeziehung der Gebietskorperschaften transparenter, inklusiver und demokratischer, aber auch effizienter zu
machen;

4. erkennt an, dass die spezifischen Konjunkturmafinahmen im Rahmen der Initiative Next Generation EU allen
Gebieten, insbesondere denen, die von der Wirtschaftskrise infolge der COVID-19-Pandemie am stirksten betroffen sind,
die Gelegenheit bieten, die Modernisierung ihres Wirtschaftsmodells zu fordern und seine Produktivitit und Widerstands-
fahigkeit zu steigern; bedauert jedoch, dass der vorgeschlagene Verteilungsschliissel fur die erste Tranche von 70 % der
Mittelbindungen in Form von Ubertragungen aus dem Aufbaufonds auf soziodkonomischen Indikatoren beruht, die sich
auf die Situation vor der Gesundheitskrise beziehen, und somit die Folgen der sich in den einzelnen Gebieten von Anfang an
wirtschaftlich unterschiedlich auswirkenden Pandemie nicht beriicksichtigt werden;

5. verweist darauf, dass der wirtschaftliche Einbruch zu einem Zeitpunkt kommt, in dem viele industrielle
Schliisselbranchen schon durch die digitale und okologische Transformation vor grofen Herausforderungen stehen. Um
den Wandel zu schaffen, darf die EU im weltweiten Innovationswettbewerb nicht zuriickfallen. Hierfiir bedarf es erheblicher
Investitionen im Bereich Forschung und Entwicklung sowie in der (Weiter-)Qualifizierung; die Aufbau- und Resilienzfazilitit
sollte auch dafiir genutzt werden, diese Investitionen zu ermoglichen;

6. Dbesteht folglich darauf, dass die LRG an der Ausarbeitung der Aufbaupline mittels einer strukturierten
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten teilnehmen, soweit die durchzufithrenden Reformen und Investitionen in die
lokalen und regionalen Zustindigkeiten fallen, und unter Wahrung des einzelstaatlichen Rechtsrahmens fiir die Aufteilung
der Zustindigkeiten der verschiedenen Regierungs- und Verwaltungsebenen. Der Ausschuss fordert die Kommission auf, in
Zusammenarbeit mit dem AdR bis Herbst 2020 entsprechende Leitlinien vorzulegen. Er verpflichtet sich seinerseits, eine
halbjahrliche Bewertung der territorialen Umsetzung der Aufbau- und Resilienzpline durchzufiihren;

7. ist ferner der Auffassung, dass aufgrund der im Europiischen Semester vorgesehenen Fristen die Aufbaupline
schwerlich den nationalen Reformpldnen als Anhinge beigefiigt werden konnen. Noch unrealistischer ist ihre
sechsmonatige Voranmeldung. Die zustindigen Behorden miissen bei der Vorlage ihrer Pline flexibler und sein und
Anpassungen vornehmen konnen.

8. nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission am 17. September 2020 parallel zu ihrer jahrlichen Strategie fiir
nachhaltiges Wachstum (Annual Sustainable Growth Strategy, ASGS) Leitlinien zu den Aufbau- und Resilienzplinen (?)
vorgelegt hat. In diesem Zusammenhang stellt der AdR fest, dass

— die Kommission nun anscheinend eine Zusammenfithrung der nationalen Aufbau- und Resilienzpline mit den
nationalen Reformprogrammen vorschldgt und keine linderspezifischen Empfehlungen mehr abgeben will;

— die Kommission die Mitgliedstaaten zwar auffordert, die institutionelle Natur ihrer jeweiligen Aufbau- und
Resilienzplane zu beschreiben sowie darzulegen, welche Rolle ihre nationalen/regionalen Parlamente, andere
regionale/lokale Behorden und nationale beratende Einrichtungen wie nationale Fiskalrdte und nationale Produktivi-
titsausschiisse in dem Entscheidungsprozess gespielt haben, der zur Annahme/Vorlage der Aufbau- und Resilienzpline
gefithrt hat, dass jedoch keine Vorgaben zur Einbeziehung der territorialen Gebietskorperschaften in die Ausarbeitung
dieser Pline gemacht werden;

— die territoriale Dimension in diesen Dokumenten keine Prioritdt der Programmplanung zu sein scheint;

— die Kommission sieben Leitinitiativen (*) vorschldgt, denen die Aufbau- und Resilienzpldne Rechnung tragen sollen.
Diese Leitinitiativen konnen unter Umstdnden zusatzliche Einschrinkungen fiir die strategische Planung der Aufbau-
und Resilienzpline darstellen. Zudem betrifft keine dieser sieben Leitinitiativen den sozialen Zusammenbhalt, der indes
durch die COVID-19-Pandemie beeintrichtigt wird;

(  Stellungnahme des AdR zum Thema ,Bessere Steuerung des Europdischen Semesters: ein Verhaltenskodex fiir die Einbeziehung der lokalen und
regionalen Gebietskirperschaften”, Berichterstatter Rob Jonkman (NL/EKR), verabschiedet am 11.5.2017. Ref.: COR-2016-05386
(ABL C 306 vom 15.9.2017, S. 24).

%) Liegen derzeit nur auf Englisch vor.

saubere Technologien und erneuerbare Energien; Energiceffizienz des Gebaudebestands; innovative Mobilitit; Anbindung (Glasfaser-

und 5G-Netze); Modernisierung der 6ffentlichen Verwaltung; Entwicklung einer europdischen Cloud fiir industrielle Daten sowie

leistungsfihiger Mikroprozessoren; Digitalisierung der Bildungssysteme und Entwicklung digitaler Kompetenzen.

—_—
=
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schldgt vor, gemeinsam mit der Europdischen Kommission ein ,Aufbau- und Resilienzforum® zu veranstalten, um die
Beteiligung der Gebietskorperschaften am Aufbauplan zu stirken und dessen Beitrag zum Zusammenhalt sowie zum
griinen und digitalen Wandel zu analysieren;

9.  erinnert schlieflich daran, dass die LRG fiir mehr als die Hilfte der offentlichen Investitionen in der EU verantwortlich
sind, davon ein GrofSteil in Schliisselbereichen wie Gesundheit, Bildung, soziale Dienstleistungen, Wohnungsbau, Verkehr
oder Tourismus. Es wire daher absurd, wenn die LRG nicht in den Genuss dieser Unterstiitzung fur offentliche Investitionen
kommen koénnten. Diese Unterstiitzung ist besonders in Krisenzeiten erforderlich: Das letzte Jahrzehnt hat die negativen
prozyklischen Folgen von Kiirzungen bei den offentlichen Investitionen veranschaulicht, die viel zu haufig bei
Haushaltszwingen als Verschiebemasse herhalten miissen;

10.  unterstreicht die Rolle, die das vorgeschlagene Instrument fir den Klimaschutz spielen muss, ist jedoch der Ansicht,
dass mindestens 40 % der Ausgaben der Aufbauplane fiir Klimaschutzmaffnahmen vorgesehen werden sollten, damit die
Europdische Union ihren Klimaschutzverpflichtungen nachkommen kann. Der Kommissionsvorschlag sollte nach Ansicht
des AdR zudem sidmtliche Nachhaltigkeitsziele als strategischen Planungsrahmen umfassen;

11.  spricht sich gegen die Moglichkeit der Mitteliibertragung von den Struktur- und Investitionsfonds auf das Instrument
fiir Aufbau- und Resilienz (Artikel 6) aus, da dies die Gefahr einer Rezentralisierung und der Infragestellung der Verwaltung
der Struktur- und Investitionsfonds nach dem Partnerschaftsprinzip birgt;

12.  sieht in der Anwendung der makrookonomischen Konditionalitit eine sinnvolle Mafnahme, um zu einem
zielgerichteten Einsatz der EU-Mittel in den Mitgliedstaaten beizutragen;

13.  wiederholt seine Forderung nach einer klaren Definition der Reformen, die im Einklang mit dem Subsidiaritats-
prinzip durch den ,Aufbaufonds” und/oder das Instrument fiir technische Unterstiitzung gefordert werden konnen, wobei
folgende Kriterien erfiillt sein missen: Die Reformen sollten

i. fur die Umsetzung der Ziele des EU-Vertrags relevant sein;

ii. zur Konvergenz und zur Verringerung der regionalen Ungleichgewichte im Geiste der Rechtgrundlage, Artikel 175 des
Vertrags uiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) beitragen;

iii. geeignet sein, offentliche Investitionen und damit langfristig nachhaltiges Wachstum im Einklang mit den Zielen fiir eine
nachhaltige Entwicklung zu mobilisieren;

14.  betont, dass die mit der Durchfithrung von Projekten befassten territorialen Gebietskorperschaften einen stabilen
Rechtsrahmen fiir staatliche Beihilfen auf europiischer und nationaler Ebene bendétigen, bevor der Aufbau- und
Resilienzfonds zum Einsatz kommen kann. Insbesondere miissen sie wissen, ob der EU-Rahmen fiir staatliche Beihilfen auf
Ad-hoc-Basis ausgestaltet werden kann, um den groferen Beihilfeumfang zu beriicksichtigen, und sie brauchen sichere
Angaben zu den Zustindigkeiten und Fristen fur die Anmeldung von Beihilfen;

15.  betont, dass die Bezeichnung ,Fazilitit* zu technokratisch, fiir die Allgemeinheit unverstindlich und zudem in
zahlreichen EU-Amtssprachen mehrdeutig ist. Sie stellt ein Hindernis fir die dezentrale Kommunikation iiber von der EU
ergriffenen Aufbau- und Resilienzmafinahmen dar; empfichlt daher, den Begrift ,Fazilitat durch ,Fonds® zu ersetzen;

Beziiglich der Schaffung eines Instruments fiir technische Unterstiitzung

16.  begriift den Kommissionsvorschlag fiir eine Verordnung zur Schaffung eines Instruments fur technische
Unterstiitzung. Dieses kann zur Stirkung der Verwaltungskapazititen der Behorden und damit zu einer besseren
Umsetzung der Reformen und zu einer effizienteren offentlichen Verwaltung beitragen;

17.  tritt nachdriicklich dafiir ein, dass das Instrument nicht nur den nationalen Verwaltungen, sondern gemafl Artikel 2
des Verordnungsvorschlags auch den LRG zur Verfiigung steht;
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18.  istjedoch der Auffassung, dass der Vorschlag fiir eine Verordnung klarer und koharenter werden muss, insbesondere
in Bezug auf Artikel 8 zur Beantragung technischer Unterstiitzung, die durch eine nationale Behorde im Sinne von Artikel 2

und nicht ausschlieflich durch einen Mitgliedstaat méglich sein muss.

Briissel, den 14. Oktober 2020

Der Prisident
des Europdischen Ausschusses der Regionen

Apostolos TZITZIKOSTAS



	Stellungnahme des Europäischen Ausschusses der Regionen — Europäischer Aufbauplan zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie: Aufbau und Resilienzfazilität und Instrument für technische Unterstützung

